
100 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (26 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugs­
gesetz geändert wird (Strafvollzugsgesetz-

novelle 1971) 

Durch die. praktische Anwendung des im 
Jahre 1969 beschlossenen Strafvollzugsgesetzes, 
das sich im allgemeinen voll bewährt hat, erwie­
sen sich auf einigen Detailgebieten Anderungen 
als zweckmäßig. 

Diese Anderungen sind nunmehr im vorlie­
genden Gesetzentwurf enthalten und betrdfen 
unter anderem den Strafantritt, die Bewegung 
von Gefangenen im Freien sowie die ärztliche 
Behandlung. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 6. Dezember 1971 
der Vorberatung unterzogen. Im Zuge der Be­
ratung sah sich der Ausschuß veranlaßt auf 
Grund eines Antrages der Abgeordneten Doktor 
R e j n h art und Genossen die Regierungsvor­
lage im Art. I Z. 14 lit. b abzuändern. 

Zu dieser Abänderung wird folgendes be­
merkt: 

Auf Grund der allgemein bekannten jüngsten 
Ereignisse muß dem Sicherheitsgedanken erhöhte 
Bedeutung zuerkannt werden. Das Bundesmini­
sterium für Justiz sieht sich daher gezwungen:, 
sein langfristiges Programm zur Erhöhung der 
Sicherheit und zur Verringerung des Belags in 
den einzelnen Anstaken zu forcieren und be­
schleunigt in Wirksamkeit zu setzen. Der Grund­
satz des Strafvollzugsgesetzes: Trennung der 
Strafgefangenen in den ver~chiedenen Formen 
der Sondervollzüge kann daher nicht zur Gänze 
schon mit 1. Jänner 1972 verwirklicht werden. 
Die hiefür vorgesehenen Räumlichkeiten müssen 
für die aus Sicherheitsgründen notwendige "Auf­
lockerung des Strafvollzuges" nutzbar gemacht 
werden. 

Die vorläufige Unterlassung der Trennung der 
Strafgefangenen des Entlassungsvollzuges von 
den übrigen Strafgefangenen ermöglicht es, im 

Kern 
Berichterstatter 

Dienste der Sicherheit besonders gefährliche 
Strafgefangene räumlich von anderen Strafgefan­
genen zu trennen. Auf diese Art kann vermieden 
werden, daß erhöhte Sicherheitsvorkehrungen 
auch auf Strafgefangene angewendet werden, die 
dieser erhöhten Sicherheitsmaßnahmen nicht be­
dürfen; Die Gesichtspunkte der erhöhten Sicher­
heit sollen ja nicht zu einer Verminderung der 
im Sinne einer Humanisierung des Strafvollzuges 
gewährten Rechte und Vergünstigungen aller 
Strafgefangenen führen. 

Die vorgeschlagene dreijährige Frist bis zum 
Inkrafttreten des besonderen Enrlassungsvoll­
zugs ist in der mutmaßlichen Dauer der hereits 
in die Wege geleiteten baulichen Maßnahmen be­
grün'det. Natürlich wird ungeachtet der vorge­
sehenen Fristerstreckung der Entlassungsvollzug 
zur Gänze schon üherall don durchgeführt wer­
den, wo dies organisatorisch möglich ist und 
empfehlenswert erscheint. Die Formulierung des 
Gesetzes ("un!beschadet besteiliender Einrichtun­
gen") ermöglicht die Schaffung entsprechender 
Einrichtungen schon vor dem 1. Jänner 1975. 

Ein Abänderungsantragder Abgeordneten 
DDr. K ö n i g, Dr. Kr a n z 1 m a y r und Ge­
nossen verfiel der Ablehnung. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter 'die .A;bgeordneten DDr. K ö­
ni g, Dr. Re i n ha r t, Dr. Kr a n z 1 m a y r 
und S k r i t e k sowie der Bundesminister für 
Justiz Dr. B rod a und der Ausschußobmann 
Abgeordneter Z e i 11 i n ger beteiligten, wurde 
der Gesetzentwurf mit der beigedruckten Ab­
änderung angenommen. 

Der Justizausschuß steHt somit den An t rag, 
der Nationalrat wölle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (26 der 
Beilagen) mit der an g e sc h '10 S sen e n A b­
ä n der u n g die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Wien, am 6. DezemiJJer 1971 

Zeillinger 
Obmann 

.j. 
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2 100 der 'Beilagen 

-;. 
Abänderung 

zum Gesetzentwurf in 26 der Beilagen 

Art. I Z. 14 lit. Ib hat zu lauten: 

"ib) An die SteHe der Abs. 2 und 3 tritt nach­
stehende Bestimmung: 

,(2) Unbesmadet Ibestehender Einrichtungen 
treten die §§ 8 Albs. 3 und 18 mit 1. Jänner 
1972, die §§ 144 Albs. 2 und' 145 mit 1. Jänner 
1975 in Kraft.' " 
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